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Heidi  Stutz und Severin Bischof

«Das Bundesgericht kann die gesellschaftliche 
Realität nicht im Alleingang ändern» 

Mütter befinden sich nach einer Scheidung oder Trennung häufiger in einer prekären 

finanziellen Situation als Väter. In mehreren Grundsatzentscheiden verschärfte das Bun-

desgericht in den letzten Jahren die Bedingungen für nacheheliche Unterhaltszahlun-

gen. Heidi Stutz und Severin Bischof vom Büro für arbeits- und sozialpolitische Stu-

dien (BASS) kritisieren, dass diese Änderungen die gesellschaftliche Realität zu wenig 

berücksichtigen.

Interview: Barbara Lienhard

Herr Bischof, Sie haben den Einfluss von 
Ereignissen wie Geburten, Trennungen 
und Scheidungen auf die wirtschaftliche 
Situation von Familien in der Schweiz un-
tersucht.1 Die Studie wurde im Frühling 
2023 veröffentlicht. Wie steht es denn um 
die finanzielle Situation von Familien?
Severin Bischof: Grundsätzlich sehen wir, dass die 

wirtschaftliche Situation von Familien schwieriger 

ist als jene von alleinlebenden Personen oder Paar­

haushalten ohne Kinder. Einerseits muss bei Fami­

lien das Einkommen für mehrere Personen reichen, 

andererseits reduziert sich die Erwerbsarbeit und 

somit das Einkommen in der Regel, weil Kinderbe­

treuung geleistet werden muss.

Und was passiert bei einer Trennung 
oder Scheidung?
Severin Bischof: Wenn Eltern getrennt sind, sind 

sie häufiger in einer schwierigen finanziellen Situ­

ation. Besonders betroffen sind Einelternhaushalte 

mit Kindern unter 25 Jahren.

Und das sind vor allem Mütter?
Severin Bischof: Ja. Gerade bei besagten Ein­

elternhaushalten sehen wir einen starken Ge­

schlechtereffekt. 80 Prozent der Mütter leben 

nach der Trennung allein mit den Kindern. 16 Pro­

zent von ihnen sind auf Sozialhilfe angewiesen. Der 

hohe Sozialhilfeanteil hat auch mit der fehlenden 

Mankoteilung zu tun: Wenn das Einkommen der 

Eltern nicht ausreicht, um in beiden Haushalten die 

Existenz zu sichern, trägt die anspruchsberechtigte 

Person – meistens die Mutter – dieses Manko al­

leine. Sprich: Sie muss Sozialhilfe beantragen.

Direkt nach der Trennung lebt knapp die Hälfte der 

Mütter, meist mit ihren Kindern, in einer Situation 

mit geringen oder sehr geringen finanziellen Mit­

teln. Das ist eine markante Verschlechterung ge­

genüber ihrer Situation vor der Trennung und be­

trifft nach unseren Hochrechnungen knapp 9000 

Mütter pro Jahr. Väter befinden sich hingegen nach 

der Trennung nicht häufiger als vorher in prekären 

finanziellen Situationen. 

Verändert sich das über die Zeit?
Severin Bischof: Wir sehen, dass sich die Situation 

der Mütter ein bis zwei Jahre nach der Trennung in 

der Regel deutlich verbessert. Einerseits erhalten 

sie zu diesem Zeitpunkt meist Unterhaltszahlungen 

des Ex-Partners, andererseits können Sie teilweise 

ihr Erwerbseinkommen etwas erhöhen. Die Situa­

tion dieser Frauen ist aber immer noch doppelt so 

oft prekär wie bei Müttern vor der Trennung. Bei 

den Vätern sieht die Situation ganz anders aus: Vor 

der Trennung verdienen Väter in der Regel wesent­

lich mehr als ihre Partnerinnen und wir sehen, dass 

sie sich auch ein bis zwei Jahre nach der Trennung 

kaum häufiger in prekären Situationen befinden. 

Dabei haben wir Unterhaltszahlungen einberech­

net. Aus den Daten nicht ersichtlich sind allfällige 

Kosten, die für Väter entstehen, die einen Teil der 

Kinderbetreuung nach der Scheidung übernehmen. 

Das kann zum Beispiel die Miete für eine grössere 

Wohnung sein, damit die Kinder einen Teil der Zeit 

bei ihnen wohnen können.

Welche Erklärung haben Sie für die bes-
sere finanzielle Situation der Väter?
Severin Bischof: Dafür müssen wir weiter zurück­

schauen, und zwar zur Geburt des ersten Kindes. 

Es sind grösstenteils die Mütter, die ihr Pensum zu­

gunsten der Kinderbetreuung reduzieren und dann 

vom Einkommen des Partners abhängig sind. Bei 

«Wenn man die 

gleiche Verantwor­

tung von Müttern 

und Vätern für den 

Lebensunterhalt 

der Familie will, 

dann muss man die 

gesellschaftlichen 

Voraussetzungen 

dafür schaffen.»
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«Das Bundesgericht kann die gesel lschaft l iche Real i tät nicht im Al leingang ändern» 

jeder zweiten Mutter gab es 2014 mindestens eine 

Halbierung ihres Einkommens bei der Geburt des 

ersten Kindes. Väter hingegen reduzieren ihr Er­

werbspensum kaum. Was bemerkenswert ist: Auch 

wenn die Kinder älter werden, ändert sich daran 

wenig.

Heidi Stutz: Seit einigen Jahren bleiben Mütter 

häufiger erwerbstätig, aber die Pensen sind oft 

klein und werden über die Zeit nicht stärker erhöht. 

Das gilt auch für geschiedene oder getrennt le­

bende Mütter. 15–20 Prozent der Mütter mit schul­

pflichtigen Kindern würden gerne mehr arbeiten, 

finden aber keine Stelle mit höherem Pensum und 

machbarem Arbeitsweg.2

Mütter tragen also in der Regel die grös
seren finanziellen Nachteile nach einer 
Scheidung oder Trennung. Auch unter 
Einberechnung der Unterhaltszahlungen 
durch den Ex-Partner bleibt dieser Ef-
fekt bestehen. Sie haben Daten zwischen 
1987 und 2015 ausgewertet. Nun hat das 
Bundesgericht in den letzten Jahren die 
Bedingungen für den «nachehelichen 
Unterhalt», also Zahlungen für den Unter
halt der Ex-Partnerin bzw. des Ex-Part-
ners nach der Scheidung, verschärft. Was 
werden die finanziellen Folgen sein für 
geschiedene Mütter und Väter?
Severin Bischof: Die finanziellen Folgen einer Tren­

nung für die Person mit dem geringeren Einkom­

men waren bereits vor den neuen Regelungen zum 

Unterhalt einschneidend. Es ist also kein gänzlich 

neues Problem. 

Heidi Stutz: Das Problem betrifft fast nur Eltern 

mit einseitiger Arbeitsteilung, aber das sind nach 

wie vor ziemlich viele. Wenn Mütter vom Einkom­

men des Partners mitfinanziert wurden, müssen 

sie sich nach der Trennung darum kümmern, wie 

sie zurechtkommen. Dieses Problem haben Väter in 

der Regel nicht. Das Recht ist Richtung Gleichstel­

lung vorangegangen. Bereits mit der Revision des 

Unterhaltsrechts 2017 wurde neu ein Betreuungs­

unterhalt eingeführt, also eine Entschädigung für 

die Betreuungsarbeit, die damit aus dem nachehe­

lichen Unterhalt ausgegliedert wurde. Der Betreu­

ungsunterhalt ist Teil des Kindesunterhalts. Es ist an 

sich richtig, die Zahlung an der unbezahlten Arbeit 

festzumachen und nicht an der Ehe. Nur ist der Be­

treuungsunterhalt rudimentär ausgestaltet und das 

Bundesgericht hat den Anspruch darauf mit einem 

Schulstufenmodell verbunden, das regelt, zu wie­

viel Prozent die Mutter erwerbstätig sein muss, 

um zum Familienunterhalt beizutragen. Stand frü­

her der sogenannte Ausgleich ehelicher Nachteile 

im Vordergrund, also die Idee, dass die Folgen der 

während der Ehe gelebten Rollenverteilung von den 

Eheleuten gemeinsam getragen werden sollen, so 

werden diese Folgen mit den neuen Entscheiden 

viel weniger berücksichtigt und somit unterschätzt. 

Es handelt sich um eine Änderung der Regeln im 

laufenden Spiel, um einen Ausdruck der Rechtspro­

fessorin Andrea Büchler zu verwenden. Mit der Än­

derung wird klargestellt, dass eine Ex-Gattin grund­

sätzlich selbst für sich aufkommen muss. Aber 

Mütter, die vor Jahren beruflich zurücksteckten und 

den Hauptteil der Betreuungsaufgaben übernahmen, 

durften davon ausgehen, dass sie über den Ehe­

mann finanziell abgesichert sind. Sie können ihren 

Entscheid nicht nachträglich rückgängig machen. 

Severin Bischof

«Bei jeder zwei­

ten Mutter gab es 

2014 mindestens 

eine Halbierung 

ihres Einkommens 

bei der Geburt 

des ersten Kin­

des.»

Heidi Stutz
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Allerdings haben die Finanzen für einen nacheheli­

chen Unterhalt schon vorher oft nicht ausgereicht, 

weil Kindesunterhalt und Betreuungsunterhalt 

rechtlich vorgehen. Es sind insbesondere die älteren 

geschiedenen Hausfrauen und Mütter mit gutverdie­

nenden Ex-Ehemännern, die stark betroffen sind.

Das Bundesgericht regelt ja auch, zu 
welchem Zeitpunkt die Wiederaufnahme 
der Erwerbsarbeit zu welchem Pensum 
neben der Kinderbetreuung zumutbar ist. 
Zuvor bestand nach einer Scheidung keine 
Verpflichtung zur Erwerbsarbeit, bevor 
das jüngste Kind zehn Jahre alt war. Nun 
gilt es für die betreuende Person grund-
sätzlich als zumutbar, fünfzig Prozent 
erwerbstätig zu sein, wenn das Kind ein-
geschult wird. Beim Eintritt in die Ober-
stufe ist eine Erwerbstätigkeit von achtzig 
Prozent zumutbar. Ist das Kind 16 Jahre 
alt, sind es hundert Prozent. Ist diese Re-
gelung angemessen?
Heidi Stutz: Die alte Regel war von der gesell­

schaftlichen Realität längst überholt und eine An­

passung naheliegend. Der Anstieg ab der Oberstufe 

scheint mir jedoch ziemlich steil. Er berücksich­

tigt die Schwierigkeiten der Stellensuche und die 

eingeschränkten Verdienstchancen nach längeren 

Erwerbsunterbrüchen oder tiefen Teilzeitpensen 

kaum. Zudem müsste generell sichergestellt sein, 

dass die Möglichkeiten für die Vereinbarkeit von 

Beruf und Familie auch tatsächlich gegeben sind. 

Die Grundsatzentscheide des Bundes
gerichts zur Änderung des nachehelichen 
Unterhalts wurden von einem rein männ
lichen Richtergremium getroffen. Wäre 
das Resultat anders, hätten Frauen mit
entschieden?
Heidi Stutz: Ich denke, bei einem gemischten Gre­

mium wäre dieser Entscheid möglicherweise etwas 

näher an der Lebensrealität der Frauen ausgefal­

len. Bemerkenswert scheint mir, dass man sich bei 

solch weitreichenden Entscheiden offenbar nicht 

auf empirische Daten stützte, die diese Arbeits­

marktschwierigkeiten deutlich aufzeigen, sondern 

auf theoretische Überlegungen.

Diese Änderungen wurden mit dem 
Argument der Gleichstellung von Frauen 
und Männern eingeführt. Tragen sie tat-
sächlich zu mehr Gleichstellung bei?

Heidi Stutz: Es ist klar, dass es eine Modernisie­

rung des Scheidungsrechts brauchte, da sich dieses 

stark am alten Eherecht und einer traditionellen 

Rollenteilung orientierte. Das Bundesgericht kann 

aber die gesellschaftliche Realität nicht im Allein­

gang ändern. Wie in allen Gleichstellungsthemen ist 

auch hier die Unterscheidung zwischen rechtlicher 

und tatsächlicher Gleichstellung entscheidend. Die 

rechtliche Gleichstellung hat dann diskriminierende 

Auswirkungen, wenn sie Frauen und Männer sys­

tematisch unterschiedlich betrifft, weil ihre realen 

Situationen ungleich sind. Das ist in der familiären 

Arbeitsteilung klar der Fall. Deshalb ist die Politik 

gefordert: Wenn man die gleiche Verantwortung 

von Müttern und Vätern für den Lebensunterhalt 

der Familie will, dann muss man die gesellschaftli­

chen Voraussetzungen dafür schaffen. 

Das heisst?
Heidi Stutz: Schul- und Kindergartenzeiten müss­

ten so ausgestaltet sein, dass für die Eltern Beruf 

und Familie tatsächlich vereinbar sind. Zudem 

bräuchte es flächendeckend erreichbare und be­

zahlbare Kinderbetreuungsangebote. In den Städ­

ten sind diese vielerorts vorhanden, aber in länd­

licheren Gebieten fehlen Betreuungsstrukturen 

teilweise nach wie vor – oder es gibt Lücken, zum 

Beispiel bei der Betreuung während den Schulfe­

rien. Es bräuchte auch eine Elternzeit: Die grosse 

Mehrheit der jungen Mütter sagt, dass der be­

zahlte Mutterschaftsurlaub zu kurz sei. Nur knapp 

ein Fünftel aller Mütter ist 14 Wochen nach der 

Niederkunft bereits wieder erwerbstätig.3 Die Ver­

längerung finanzieren viele selbst, was bereits 

einen wirtschaftlichen Nachteil schafft. Wenn sie 

den Mutterschaftsurlaub nicht verlängern oder ihr 

Pensum nicht reduzieren können, sehen sich viele 

Frauen gezwungen zu kündigen. Das schafft einen 

Bruch in der Erwerbsbiografie. Mit einem für die 

Väter reservierten Anteil der Elternzeit hätten auch 

Männer die Chance, sich schon früh an der Be­

treuung zu beteiligen. Zudem werden heute Paare, 

wenn sie die Erwerbs- bzw. die Familienarbeit ega­

litär aufteilen, immer noch finanziell bestraft, zum 

Beispiel in der Pensionskasse. 

Was raten Sie Müttern?
Severin Bischof: Sie sollen ihre finanzielle Unab­

hängigkeit möglichst bewahren, um bei einer all­

fälligen späteren Trennung nicht in eine schwierige 

Situation zu geraten. Trennungen und Scheidungen 

sind eine Realität: Die Scheidungsrate beträgt gut 

«Es handelt sich 

um eine Änderung 

der Regeln im  

laufenden Spiel.»

Heidi  Stutz und Severin Bischof
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vierzig Prozent und bei jedem dritten Paar mit Kin­

dern unter 25 Jahren kommt es zu einer Trennung. 

Eine egalitäre Arbeitsteilung mag kurzfristig im 

Hinblick auf höhere externe Kinderbetreuungskos­

ten oder Steuerbeträge bei Verheirateten nicht loh­

nenswert sein, zahlt sich aber langfristig aus. 

Heidi Stutz: Frauen brauchen ein stärkeres finan­

zielles Bewusstsein und es ist wichtig, dass sie 

beruflich ihr Leben in die Hand nehmen. Zusam­

men mit Alliance F haben wir den Simulationsrech­

ner «Cash or Crash» entwickelt.4 Damit können die 

Effekte von Lebensentscheiden auf das kurzfristig 

verfügbare Einkommen und auf die langfristigen 

Verdienstchancen bis hin zur eigenen Altersrente 

berechnet werden. Noch ein Tipp, den man un­

verheirateten Müttern unbedingt mitgeben muss: 

Entweder ihr habt ähnliche Verdienstchancen wie 

eure Partner oder heiratet wenigstens! Die Person 

mit dem geringeren Einkommen ist in einer Ehe 

trotz allem immer noch deutlich besser abgesichert 

als ohne. 

Barbara Lienhard ist Projektleiterin bei der Fachstelle für 

Gleichstellung der Stadt Zürich.

« Le Tribunal fédéral ne 
peut pas changer la réalité 
de la société en agissant  
seul dans son soin » 
Après une séparation ou un divorce, les mères se 

retrouvent plus souvent que les pères dans une si­

tuation financière précaire. Dans plusieurs arrêts de 

principe, le Tribunal fédéral a durci les conditions 

pour obtenir une contribution d’entretien après 

la dissolution du mariage. Heidi Stutz et Severin 

Bischof, du Bureau d’études de politique du travail 

et de politique sociale BASS, présentent les résul­

tats de leur travail de recherche : ils montrent que 

cette évolution de la jurisprudence du Tribunal fé­

déral est déconnectée de la réalité sociale.

La version française de l’article est  

disponible sur : www.comfem.ch > Publications 

> Questions au féminin 2023 

«Das Bundesgericht kann die gesel lschaft l iche Real i tät nicht im Al leingang ändern» 

«Il Tribunale federale  
non può cambiare la realtà 
sociale da solo»

Dopo un divorzio o una separazione, le madri si tro­

vano più spesso in una situazione finanziaria preca­

ria rispetto ai padri. In diverse decisioni di principio, 

il Tribunale federale ha inasprito le condizioni per il 

pagamento del contributo di mantenimento dopo 

il divorzio. Heidi Stutz e Severin Bischof dell’uffi­

cio di studi di politica del lavoro e sociale BASS il­

lustrano la loro ricerca e mostrano come le modifi­

che apportate dal Tribunale federale tengano poco 

conto della realtà sociale.

La versione italiana dell’articolo completo è  

disponibile su: www.comfem.ch > Pubblicazioni 

> Questioni femminili 2023
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